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Langes Telegramm

In seinem Langen Telegramm beschrieb Kennan, der sich seit Anfang 1945 für ein Ende der
Zusammenarbeit mit der Sowjetunion ausgesprochen hatte, die UdSSR als eine von ihrer
polizeistaatlichen Struktur und ihrer asiatischen Tradition her notwendigerweise
misstrauische und aggressive Macht. Sie sei darauf aus, „die innere Harmonie unserer
Gesellschaft, unsere traditionellen Lebensgewohnheiten und das internationale Ansehen
unseres Staates zu zerstören“. Moskau bediene sich dabei sowohl militärisch-politischen
Drucks als auch der subversiven Agitation kommunistischer Parteien oder – wenn die
Aussichten auf Erfolg groß genug erschienen – offener militärischer Intervention. Kennans
Schlussfolgerung lautete, dass Kompromissbereitschaft von der Sowjetführung als
Einladung zur weiteren Ausdehnung ihrer Macht verstanden werde. Nur eine Politik der
Stärke würde respektiert. Die westliche Welt müsse deswegen unter amerikanischer
Führung stabilisiert werden. Zwei Wochen später dehnte der Diplomat seine Analyse in
einem zweiten Telegramm auf die sowjetische Deutschlandpolitik aus. Als deren Ziel
glaubte er den Aufbau einer „antifaschistischen deutschen Republik“ und langfristig eines
sozialistischen deutschen Staates nach sowjetischem Vorbild zu erkennen.

Kennans Ausführungen legten den Grundstein zur amerikanischen Politik der
Eindämmung der UdSSR, die unter der Bezeichnung containment policy bekannt wurde.
Auch in Großbritannien bereitete man sich inzwischen auf die Möglichkeit einer Teilung
Deutschlands in eine sowjetisch dominierte und eine westliche Zone vor. Lediglich US-
Außenminister James F. Byrnes (1897–1972) hielt zunächst an der Idee einer
gemeinsamen Besatzungspolitik fest und bemühte sich, Kompromisslösungen mit der
UdSSR zu erreichen. Erst nach dem Scheitern dieser Pläne auf der Pariser
Außenministerkonferenz im Frühjahr 1946 schwenkte auch er auf die neue Linie ein.
Bestärkt wurde dieser Entschluss durch eine Denkschri, die der stellvertretende US-
Militärgouverneur in Deutschland, Lucius D. Clay (1897–1978), in Paris vorlegte. Darin
hieß es, nach einjähriger Besatzung seien die verschiedenen Zonen „zu ludichten
Territorien geworden, nahezu ohne jeden Austausch von Waren, Personen und Ideen“. Es
könne jeden Moment „zu einer galoppierenden In�ation mit einer Lähmung des
Wirtschaslebens kommen“. Als Ausweg schlug Clay die wirtschaliche Vereinigung der
amerikanischen mit der britischen Zone vor.

Der US-Vorschlag zur wirtschalichen Vereinigung der Besatzungszonen, den Byrnes
noch vor Ende der Konferenz unterbreitete, richtete sich formal gesehen an alle
Besatzungsmächte – in der Praxis kam jedoch nur eine Fusion mit der britischen, später
womöglich auch mit der französischen Zone in Betracht. Ende Juli nahm die britische
Regierung das amerikanische Angebot an. Zum 1. Januar 1947 trat die Bizone, die
Keimzelle der späteren Bundesrepublik, ins Leben. In einer programmatischen Rede in
Stuttgart im September 1946 legte der US-Außenminister dar, welche Implikationen die
Gründung der Bizone mit sich brachte: die baldige Bildung einer „vorläu�gen deutschen
Regierung“ und den Auau der „notwendigen deutschen Zentralverwaltungskörper“.
Das amerikanische Volk wolle dem deutschen Volk die Regierung seines Landes



zurückgeben, schloss Byrnes: „Das amerikanische Volk will dem deutschen Volk helfen,
seinen Weg zurückzu�nden zu einem ehrenvollen Platz unter den freien und
friedliebenden Nationen der Welt.“

b) Blockbildung und Berlin-Blockade

Das Scheitern der Zusammenarbeit der Weltkriegsalliierten in Deutschland
verdeutlichte, dass die Spannungen zwischen der Sowjetunion und den Westmächten
eine neue Qualität erreicht hatten. An die Stelle des latenten Kon�ikts trat die offene
Konfrontation. Das traditionelle europäische Staatensystem, dies wurde immer
deutlicher, war im Zweiten Weltkrieg untergegangen und wurde zunehmend durch die
neue weltpolitische Konstellation zweier antagonistischer Blöcke in Ost und West ersetzt.
Stalin konnte nicht nur seine Position in Ostdeutschland absichern, sondern brachte
darüber hinaus kommunistische Regimes in Polen, Rumänien und Bulgarien an die
Macht. In Ungarn und der Tschechoslowakei arbeitete er auf kommunistische
Staatsstreiche hin, die 1948 stattfanden. Gleichzeitig versuchte der Diktator die
sowjetische Ein�usszone in Richtung der Türkei und Griechenlands auszudehnen. Er
meldete Ansprüche auf die Grenzgebiete um die Städte Ardahan und Kars im
armenischen Hochland der Nordost-Türkei an, die bis 1917 bzw. 1920 zu Russland gehört
hatten. Im griechischen Bürgerkrieg kämpen kommunistische Partisanen gegen die
zurückgekehrte Exilregierung, die von britischen Verbänden unterstützt wurde.

Die Blockbildung von westlicher Seite verlief auf mehreren Ebenen. Die
kommunistischen Parteien schieden aus den breit gefächerten Koalitionen aus, die sich
nach Kriegsende in Frankreich, Italien und Belgien gebildet hatten. Nachdem klar
geworden war, dass Großbritannien seine Positionen in Griechenland und der Türkei
nicht halten konnte, entschloss sich die US-Regierung zu einem direkten Engagement
jenseits des Atlantiks. Die kommunistische Bürgerkriegspartei in Griechenland wurde mit
US-Unterstützung schärfer bekämp, und der türkischen Regierung wurden in einem
Hilfsabkommen amerikanische Waffenlieferungen und Kredite gewährt. Im März 1947
verkündete Präsident Truman vor dem US-Kongress, die weltpolitische Landscha sei in
zwei Lager aufgeteilt: in die freie Welt und die totalitäre Welt. Jede Nation müsse wählen,
zu welchem Lager sie gehören wolle, lautete seine als „Truman-Doktrin“ bekannt
gewordene Botscha. Die Aufgabe der USA sei es, die freien Völker – vorwiegend
wirtschalich und �nanziell – zu unterstützen, damit das von der Sowjetunion geführte
totalitäre Lager den Status quo nicht erschüttere.
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Harry S. Truman (1884–1972) war soeben erst amerikanischer Vize-Präsident unter
Roosevelt geworden, als er nach dessen Tod am 12. April 1945 unerwartet zum 33.
Präsidenten der USA avancierte. Zu diesem Zeitpunkt war der Demokrat aus Missouri, der
seinen Heimatstaat zwischen 1934 und 1944 im US-Senat vertreten hatte, ein weitgehend
unbeschriebenes Blatt. Viele unterschätzten ihn zunächst wegen seiner schlichten Sprache
und seines einfachen Auftretens, die gegenüber der Eloquenz und Eleganz seines
Vorgängers abzufallen schienen. Doch Truman strafte die Skeptiker Lügen. Er ging als einer
der bedeutendsten und tatkräftigsten US-Präsidenten des 20. Jahrhunderts in die
Geschichte ein und bewies vor allem in der Außenpolitik, dass er umstrittene
Entscheidungen nicht scheute. Im August 1945 beendete er durch den Einsatz der
Atombombe den Krieg mit Japan im Pazi�k und damit den Zweiten Weltkrieg, in dem er
bis zum Schluss die Zusammenarbeit mit der UdSSR fortsetzte. 1946/47 entschied er, der
Sowjetunion in Europa entgegenzutreten, und suchte zu diesem Zweck ein Bündnis mit den
demokratischen Staaten Westeuropas . Auf diese Weise wurde er zum Vater der NATO und
zum Begründer eines dauerhaften Engagements der USA in Europa. In der Innenpolitik
bemühte sich der 1948 wiedergewählte Truman, der bis 1953 Präsident blieb, Roosevelts
Erbe durch eine Fortführung der moderat staatsinterventionistischen, auf sozialen Ausgleich
bedachten Wirtschaftspolitik fortzusetzen.

Trumans Erklärung blieb von sowjetischer Seite nicht unbeantwortet. Sechs Monate
später teilte Andrej Shdanow (1896–1948), ein Vertrauer Stalins, die Welt ebenfalls in zwei
antagonistische Lager ein: das imperialistische unter Führung der USA und das
antiimperialistische der sozialistischen Staaten. Shdanow hielt seine Rede auf der
Gründungskonferenz des Kominform (Informationsbüro der kommunistischen und
Arbeiterparteien), das im September 1947 auf Stalins Initiative in Schreiberhau im
Erzgebirge ins Leben gerufen wurde. Es war die Nachfolgeorganisation der
Kommunistischen Internationale (Komintern), die Stalin 1943 im Interesse seines
Bündnisses mit den Westmächten aufgelöst hatte. Beide Organisationen dienten in der
Praxis dazu, die Hegemonie und Kontrolle der sowjetischen kommunistischen Partei
(KPdSU) gegenüber den kommunistischen Parteien anderer Länder sicherzustellen.

Sowohl Truman als auch Shdanow zogen aus ihrer Analyse der weltpolitischen
Situation den Schluss, das eigene Lager müsse sich fester zusammenschließen, um den
bedrohlichen Ein�uss der anderen Seite einzudämmen. Die US-Regierung entschloss
sich, den Wiederauau Europas durch amerikanische Hilfsmaßnahmen zu unterstützen
und voranzutreiben. „Ohne schnelle und gründliche Hilfe der Vereinigten Staaten“,
schrieb ein Unterstaatssekretär im State Department 1947, „wird Europa von
wirtschalicher, sozialer und politischer Au�ösung überwältigt werden.“ Das wichtigste
Mittel, mit dessen Hilfe die USA diesen Au�ösungserscheinungen entgegenarbeiten und
eine Weltwirtschaskrise mit ihren unberechenbaren Auswirkungen auf Europa und
Amerika verhindern wollten, war der Marshallplan. Er trug dazu bei, die
Zusammenarbeit zwischen den Staaten Westeuropas zu stärken und die Anfänge der
westeuropäischen Integration zu beschleunigen. Die Amerikaner hatten Wert darauf
gelegt, ihre Wirtschashilfe nicht jedem Land einzeln zu gewähren. Vielmehr forderten



sie als europäische Vorleistung die Einigung auf ein gemeinsames Wirtschasprogramm
sowie das fortgesetzte Bemühen um wirtschaspolitische Kooperation.

Die Staaten, die am Marshallplanprogramm teilnehmen wollten, griffen diese
Initiative auf und gründeten nach längeren Querelen im Frühjahr 1948 die „Organization
for European Economic Cooperation“. Die OEEC hatte drei Aufgaben: Sie sollte erstens –
als Gegenstück zur amerikanischen Marshallplan-Behörde – das Programm in Europa
koordinieren und durchführen. Zweitens diente sie der Beseitigung von
Handelsschranken, der Herabsetzung von Zöllen und der Abschaffung anderer
Hindernisse für einen freien Handel innerhalb Westeuropas. Die dritte Aufgabe bezog
sich auf die Liberalisierung des Zahlungsverkehrs in Europa. Die OEEC sollte dafür
sorgen, dass Währungen konvertibel und stabile Wechselkurse eingerichtet wurden. In
Bezug auf die Entwicklung in Deutschland hatte der Marshallplan einen weiteren –
indirekten – Effekt. Die Amerikaner gingen davon aus, dass wirtschaliche Hilfe nicht
genüge, um den ökonomischen Wiederauau der deutschen Westzonen zu erreichen.
Ebenso wichtig war ihrer Meinung nach eine Währungsreform als �ankierende
Maßnahme (siehe unten Kap. I.3.b)), wenn der zu gründende Weststaat auf einer soliden
Basis stehen sollte. Gegen sowjetischen Widerstand fochten sie die Reform im Juni 1948
durch und ersetzten in den Westzonen die Reichsmark durch ein neues Zahlungsmittel:
die D-Mark. Moskau reagierte, indem es seinerseits eine Währungsreform für die
Sowjetische Besatzungszone (SBZ) und ganz Berlin anordnete. Nachdem Verhandlungen
der Vier Mächte über eine gemeinsame Währung in Berlin – die sog. Bären-Mark –
gescheitert waren, führten die Westalliierten die DM auch in Berlin ein.
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Marshallplan

Über die Marshallplanhilfe ließen die USA Westeuropa bis Ende 1952 insgesamt 14 Mrd. $
zukommen – meist in Form von Warenlieferungen. Den größten Anteil erhielten
Großbritannien (3,4 Mrd.), Frankreich (2,8 Mrd.) und Italien (1,5 Mrd.); die deutschen
Westzonen und Berlin erhielten insgesamt 1,4 Mrd. Für die Westintegration der deutschen
Westzonen war der Marshallplan von entscheidender Bedeutung, basierte er doch auf der
Erkenntnis, dass die europäische nicht ohne die deutsche Wirtschaft – insbesondere nicht
ohne das Ruhrgebiet – wieder aufgebaut werden konnte. Westdeutschland wurde
deswegen ganz bewusst in das Programm einbezogen. Seinen Namen verdankte der Plan
seinem Initiator George C. Marshall (1880–1959), der 1947 als Nachfolger von Byrnes
Außenminister geworden war. Zuvor hatte Marshall von 1939 bis 1945 als Generalstabschef
den Ausbau der amerikanischen Streitkräfte und die strategischen Planungen der USA
geleitet. Nach seinem Abschied vom State Department 1949 war Marshall, der 1953 den
Friedensnobelpreis erhielt, von 1951 bis 1952 Verteidigungsminister. Clay, der voller
Bewunderung für ihn war, sagte später einmal, die Größe Marshalls habe darin bestanden,
dass er in Milliarden dachte, wo das übrige Washington nur in Millionen rechnete, um
Europa zu sanieren.



Dies wiederum veranlasste die Sowjetunion im Juni 1948, den Westteil Berlins von der
Außenwelt abzuschnüren. Ab dem 21. Juni blockierte sie alle Eisenbahn-, Straßen- und
Schiffsverbindungen zwischen Berlin und den Westzonen. Die Stromversorgung wurde
ebenfalls gekappt. Nur die Luverkehrswege blieben unangetastet. Zunächst begründeten
die sowjetischen Stellen die Unterbrechung mit „technischen Schwierigkeiten“. Wenig
später ließen sie jedoch durchblicken, die technischen Probleme würden so lange
anhalten, bis der Westen seine Pläne für eine westdeutsche Regierung begraben hätte.

Die Sowjetunion verfolgte mit der Blockade West-Berlins zwei Ziele: Zunächst sollten
die USA und Großbritannien gezwungen werden, zu den Potsdamer Vereinbarungen
über eine gemeinsame Vier-Mächte-Verantwortung für ganz Deutschland
zurückzukehren. Sollte sich dies als nicht durchsetzbar erweisen, wollte man den Westen
wenigstens zwingen, West-Berlin aufzugeben, das als Insel mitten in der SBZ lag. Die
Amerikaner, für die nicht nur ihre Rechte in Berlin, sondern auch ihre Glaubwürdigkeit
in Deutschland und Europa auf dem Spiel standen, erwogen zwei verschiedene
Reaktionen auf die sowjetische Herausforderung. Der politische Planungsstab im State
Department entwickelte unter der Leitung Kennans ein Konzept, demzufolge die UdSSR
und der Westen einen beiderseitigen Truppenabzug aus Deutschland vereinbaren und die
Wiederherstellung eines unabhängigen gesamtdeutschen Staates aushandeln sollten. „Wir
könnten dann ohne Prestigeverlust aus Berlin abziehen“, hieß es in einem Memorandum
vom August 1948, „und die Bevölkerung der Westsektoren würde nicht unter sowjetische
Herrscha fallen, weil die Russen die Stadt ebenfalls verlassen würden.“ Eine
entgegengesetzte Position vertrat General Clay, der davor warnte, in Berlin Nachgiebigkeit
zu zeigen. „Nach Berlin wird Westdeutschland kommen, und unsere Machtstellung ist
dort nicht größer und unsere Position nicht haltbarer als in Berlin“, hatte er bereits im
April düster bemerkt. „Wenn wir der Ansicht sind, dass wir Europa gegen den
Kommunismus halten müssen, dann dürfen wir uns nicht vom Fleck rühren.“ Statt einer
Neutralisierung Deutschlands, wie das Außenministerium sie erwog, befürwortete Clay
ein Festhalten an den Weststaatsplänen und eine Versorgung der Stadt über eine
Luftbrücke – eine Position, mit der er sich schließlich bei Präsident Truman durchsetzte.
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Luftbrücke

Fast ein Jahr lang – vom Juni 1948 bis zum Mai 1949 – hing das Schicksal der Berliner
Bevölkerung von der sog. Luftbrücke der Westmächte und den Flügen der alliierten
„Rosinenbomber“ ab. Diese brachten in mehr als 270000 Flügen fast zwei Mio. Tonnen
Versorgungsgüter nach Berlin: Kohle, Lebensmittel, Industriegüter, sogar Bauteile für ein
Kraftwerk. Während dieser Zeit veränderte sich nicht nur das Image der Westmächte in
Deutschland. Auch das amerikanische Bild, wenn nicht von den Deutschen insgesamt, so
doch von Berlin und den Berlinern wandelte sich: Aus der Hauptstadt des „Dritten Reiches“
wurde ein „Bollwerk der Freiheit“, ein Symbol des Selbstbehauptungswillens der „freien
Welt“ im Kampf gegen die Sowjetunion.


